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Digitale Währung. Frust und Misstrauen gegenüber dem realen Finanzsystem 
haben dazu geführt, das innerhalb weniger Jahre einige virtuelle Zahlungssys
teme entstanden sind. Allen voran die Bitcoins, ein Zahlungsmittel aus Bits und 
Bytes, das vor allem – aber nicht nur – online zunehmend beliebter wird. 

zeugt – oder geschürft, wie Insider 
sagen (Kasten Seite 2). Die ersten 
Geldeinheiten wurden Anfang 2009 
berechnet. 

Bitcoin ist ein dezentrales Zah-
lungsnetzwerk: Es wird von den 
Nutzern betrieben und hat keine 
zentrale Autorität. Es wird also 
nicht, wie andere Währungen, von 

einer Zentralbank ausgegeben und 
kontrolliert. Für die Befürworter des 
virtuellen Gelds ist genau das eines 
ihrer wichtigsten Argumente: Weil 
das virtuelle Geld an keine Bank 
gebunden ist, besteht völlige Zah-
lungsfreiheit.

Das Internetgeld kann zu jeder 
Zeit an jeden Ort der Welt überwie-
sen werden, für die einzelnen Trans-
aktionen fallen kaum Gebühren an. 
Als weitere Vorteile gelten die Trans-
parenz und die Neutralität des Netz-
werks. Für eine Einzelperson 

Nordrhein-Westfalen. Das 
geplante Hochschulzukunfts-
gesetz würde eine vertrau-
liche Kooperation zwischen 
Hochschulen und Unterneh-
men unmöglich machen.	
Seite 3

Unternehmensethik. Die An-
sprüche der Gesellschaft an die 
Wirtschaft sind enorm gestiegen. 
Um ihre Kultur gegebenenfalls 
zu ändern, brauchen die Unter-
nehmen eine Strategie.	
Seite 4-5

Einlagensicherung. Im Dezember 
haben sich die EU-Staaten auf Re-
geln zur Absicherung von Bankgut-
haben geeinigt. Das deutsche System 
bietet den Sparern jedoch bereits 
heute einen größeren Schutz.	
Seite 6-7

Zielvereinbarungen. 
Erreicht ein Mitarbeiter 
die mit seiner Führungs-
kraft vereinbarten Ziele, 
zahlt sich das für ihn oft 
in barer Münze aus.	
Seite 8

Im Jahr 2008 stellte ein bis heute 
unbekannter Nutzer unter dem 
Pseudonym Satoshi Nakamoto das 
Konzept der Bitcoins auf einer On-
line-Plattform vor. Die Internetwäh-
rung besteht nicht aus Münzen und 
Scheinen, sondern aus verschlüssel-
ten Datenblöcken. Diese werden 
nach einem festen Algorithmus er-
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Quelle: www.bitcoincharts.com

Bitcoins: Kunstwährung hoch im Kurs
Bitcoin ist eine digitale Währung, die es seit dem Jahr 2008 gibt. Das virtuelle Geld wird in einem Computernetz geschöpft und verwaltet. Mit Bitcoins
lassen sich im Internet verschiedene Transaktionen bezahlen. An Online-Börsen können die Geldeinheiten gegen andere Währungen getauscht werden. 

Durchschnittlicher Kurs eines Bitcoin in Dollar je Quartal
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Der erste Wechselkurs im Juli 
2010 betrug 0,05 Dollar für einen 
Bitcoin – bis Dezember 2013 stieg er 
um 2,5 Millionen Prozent auf über 
1.200 Dollar.  

Das Konzept einer Internetwäh-
rung kommt jedenfalls bei den Digi-
tal Natives an – neben den Bitcoins 
gibt es mittlerweile noch zahlreiche 
andere Zahlungssysteme, die vom 
Prinzip her ähnlich funktionieren. 
Dazu gehören Litecoin, Peercoin 
und Ripple (Grafik). Diese Wäh-
rungen gibt es jedoch erst seit weni-
gen Jahren, und sie sind noch weit 
vom Erfolg der Bitcoins entfernt.

keine alltäglichen Einkäufe getätigt 
werden können.

Ein Blick auf  die Anzahl der 
Transaktionen bestätigt diese Ein-
schätzung: Mit Bitcoins werden der-
zeit weltweit etwa 70.000 Transakti-
onen pro Tag bezahlt. Dem stehen 
allein in Deutschland rund 25 Mil-
lionen Überweisungen und 35 Mil-
lionen Lastschriften gegenüber, die 
an einem Arbeitstag abgewickelt 
werden.

Weitere Argumente gegen die Bit-
coins sind, dass ihr Wechselkurs im 
Vergleich zu normalen Währungen 
viel zu sehr schwankt und dass Bit-
coins keinen Zugang zum Banken-
system haben. Zudem ist das Geld 
von keinem Gesetzgeber als offizi-
elles Zahlungsmittel anerkannt.

Trotz dieser Schwächen ist das 
Interesse an der Internetwährung 
zuletzt stark gestiegen. Das zeigt sich 
vor allem an den geradezu explo-
dierten Wechselkursen von Bitcoins 
zum Dollar (Grafik Seite 1).

oder eine Organisation ist es 
zum Beispiel unmöglich, das Bit-
coin-Protokoll zu manipulieren – es 
ist sicher verschlüsselt. 

Die Zahlungsmöglichkeiten der 
virtuellen Währung sind dagegen 
noch ziemlich eingeschränkt:

Bislang kann mit Bitcoins haupt-
sächlich online bezahlt werden.

Wer Bitcoins überhaupt als Zah-
lungsmittel akzeptiert, muss der 
Nutzer im Internet recherchieren. 
Dort gibt es lange Listen, sogenann-
te Coin-Maps, auf denen man auch 
die – noch wenigen – „echten“ Ge-
schäfte, Restaurants und Kneipen 
findet, die das virtuelle Geld akzep-
tieren. Bezahlt wird in diesen Fällen 
übrigens einfach per Smartphone.

Ob Bitcoins auch eine ernst zu 
nehmende Währung sind, darüber 
gehen die Meinungen weit auseinan-
der. Kritiker verneinen diese Frage 
überwiegend mit dem Argument, bei 
den Bitcoins handele es sich um ein 
Nischenphänomen, da mit ihnen 
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jeweils zum Monatsanfang; Ripple und Peercoin: vor August bzw. Dezember 2013 keine Daten vorhanden 
Quellen: www.bitcoincharts.com, www.ltc-charts.com, www.cryptocoincharts.info

Virtuelle Währungen: Von Bitcoin bis Peercoin
Kursentwicklungen 
der vier stärksten 
digitalen Währungen 
in Dollar

Im Umlauf befindliche
Geldmenge umgerech-
net in Millionen Dollar 
(Stand 22.1.2014)

Januar
Februar
März
April
Mai
Juni
Juli
August
September
Oktober
November
Dezember
Januar

13,5
20,5
33,4
93,2

139,0
128,8
97,5

106,2
141,0
143,3
211,2

1206,0
806,0

0,0061
0,0056
0,0128
0,0042
0,0086
0,0393

0,07
0,07
0,07
0,82

4,1
2,9
2,8
2,6
2,4
2,2
2,3

37,6
23,6

7,3
4,5

Bitcoin 
Einführung im 
Jahr 2008

Ripple
Einführung im
Jahr 2013

Litecoin 
Einführung im 
Jahr 2011

Peercoin
Einführung im 
Jahr 2012

10.368 1.938 590 113

2013

2014

So entstehen Bitcoins
Erzeugt wird die Währung in einem 
Computernetzwerk, an dem jeder 
teilnehmen kann. Beim sogenannten 
Mining lösen die Computer komplexe 
Rechenaufgaben. Der Teilnehmer, des-
sen Computer die Aufgabe als erster 
löst, bekommt die frischen Bitcoins. Die 
Geldmenge der Bitcoins ist auf 21 Mil-
lionen Einheiten festgelegt – derzeit ist 
etwa die Hälfte davon im Umlauf. Das 
virtuelle Geld wird nach immer schwie-
rigeren Rechenprozeduren geschaffen, 
aktuell können alle zehn Minuten 
lediglich 25 Bitcoins entstehen. So wird 
es schätzungsweise bis zum Jahr 2140 
dauern, bis die gesamte Geldmenge im 
Umlauf ist.  
Das Schürfen der Internetwährung wird 
also zu einem weltweiten Wettrennen, 
das stark an einen Goldrausch erinnert. 
Mit wachsender Geldmenge steigt aller-
dings auch der Schwierigkeitsgrad der 
Rechenaufgaben. Um diese zu lösen, 
benötigt der Nutzer große Rechenkapa-
zitäten, also leistungsfähige Computer. 
Die aber sind sehr teuer und verbrau-
chen eine Menge Strom. Denn um 
Bitcoins erzeugen zu können, muss der 
Computer rund um die Uhr laufen und 
rechnen. So verliert der Nutzer unter 
Umständen mehr Geld, als er durch das 
Schürfen neuer Bitcoins erhält.  



Vertrauen aufs Spiel gesetzt

Nordrhein-Westfalen. Das geplante 
Hochschulzukunftsgesetz soll nord­
rhein-westfälische Unis und Fachhoch­
schulen zwingen, finanzielle und in­
haltliche Details ihrer Forschungsko­
operationen mit der Wirtschaft zu 
veröffentlichen. Doch ohne die gebo­
tene Vertraulichkeit zwischen Unter­
nehmen und Hochschulen bleiben 
Forschungsaufträge aus oder kommen 
anderen Bundesländern zugute.

Wenn private Unternehmen mit 
Hochschulen zusammenarbeiten, 
geht es nicht nur um Aufträge, bei 
denen die Hochschulen die Anwend-
barkeit neuer Technologien in der 
Praxis ergründen sollen. Oft entste-
hen auch strategische Partnerschaf-
ten in der Grundlagenforschung, 
zum Beispiel, wenn die Hochschulen 
an nanotechnischen Werkstoffen 
tüfteln oder biopharmazeutische 
Wirkstoffe entwickeln.

Solche privaten Forschungsauf-
träge sind für die Universitäten und 
Fachhochschulen eine wichtige 
Geldquelle (Grafik):

Im Jahr 2010 haben die Hochschu-
len in Deutschland gut 1,2 Milliarden 
Euro an Forschungsmitteln von Un-
ternehmen der gewerblichen Wirt-
schaft eingeworben – das waren fast 
60 Prozent mehr als im Jahr 2000.

Im Durchschnitt aller Bundeslän-
der machen diese Mittel inzwischen 
fast 6 Prozent der Grundfinanzie-
rung aus.

Die Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen waren bei dieser Zusam-
menarbeit mit der privaten Wirt-
schaft bislang überdurchschnittlich 
erfolgreich. Vor allem technisch-
naturwissenschaftlich ausgerichtete 

Fachhochschulen, aber auch beson-
ders forschungsstarke Universitäten 
wie die RWTH Aachen haben ge-
meinsam mit Unternehmen viele 
Innovationen hervorgebracht.

Wenn die Landesregierung in 
Düsseldorf ihre Pläne umsetzt, wird 
sich dies allerdings bald ändern. 
Denn während der Bund im Rahmen 
seiner Hightech-Strategie die For-
schungskooperationen zwischen 
Hochschulen und Unternehmen 
weiter stärken will, ist der Entwurf 
des nordrhein-westfälischen Hoch-
schulzukunftsgesetzes rückschritt-
lich und würde dem Innovations-
standort NRW einen Bärendienst 
erweisen.

Dem Gesetzesvorhaben zufolge 
sollen Universitäten und Fachhoch-
schulen detailliert Auskunft über alle 
durch Drittmittel finanzierten For-
schungsprojekte geben, zum Beispiel 
über Forschungsthemen, Ziele und 

Investitionsbeträge sowie über die 
Firmen, die an der Förderung betei-
ligt sind.

Die Unternehmen wären also ge-
zwungen, im Innovationspoker mit 
der Konkurrenz ihre Karten vorzei-
tig auf den Tisch zu legen. Eine 
vertrauliche Zusammenarbeit zwi-
schen Hochschulen und Unterneh-
men wäre nicht mehr möglich. Dies 
würde die Patentierung der For-
schungsergebnisse und damit eine 
gewinnbringende Vermarktung er-
schweren, in manchen Extremfällen 
sogar vollständig verhindern.

Unternehmen könnten dann in 
NRW bestenfalls noch mit privaten 
Forschungseinrichtungen kooperie-
ren, um patentreife Produkte und 
Verfahren zu entwickeln. Vor allem 
aber dürften die forschenden nord
rhein-westfälischen Hochschulen 
massiv Aufträge an andere Bundes-
länder verlieren.
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Quelle: Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft

Hochschulen: 
Wirtschaft ist wichtiger Forschungspartner
So viele Millionen Euro haben die Hoch-
schulen in Deutschland über die von den 
Bundesländern zur Verfügung gestellten 
Grundmittel hinaus an Drittmitteln aus 
der privaten Wirtschaft eingeworben

Bremen
Saarland
Sachsen
Bayern
Baden-Württemberg
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Schleswig-Holstein
Hessen
Berlin
Sachsen-Anhalt
Brandenburg
Rheinland-Pfalz
Mecklenburg-Vorpommern
Thüringen
Hamburg

8,6
7,6

Drittmittel aus der privaten Wirtschaft 
in Prozent der Grundmittel im Jahr 2010

7,5
7,5

6,5
6,4
6,4

6,0
6,0

5,0
4,6

4,2
4,2

3,6
2,9

1,8

792
2000

1.247
2010
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Quelle: Edelman Trust 
Barometer 2014

Ungeliebte Politiker
So viel Prozent der Bundesbürger vertrauten 
im Jahr 2013 diesen Berufsgruppen

Vertreter von 
Nichtregierungsorganisationen

63

Angestellte
55

Finanz- und
Industrieanalysten

37

Geschäftsführer
37

Akademiker
60

Regierungsvertreter
34

Fachmann in einem
Unternehmen

70

ßer denn je. Ihre Kunden erwarten 
mehr als nur innovative und preis­
werte Waren und Dienstleistungen; 
ihre Mitarbeiter erwarten mehr als 
erfolgsorientierte und steigende 
Löhne; und ihre Eigentümer erwar­
ten mehr als eine hohe und sichere 
Rendite – vielmehr sollen die Unter­
nehmen dies alles auch moralisch 
einwandfrei garantieren. Gelingt das 
nicht, verlieren die Kunden zwar 
nicht gleich das Vertrauen in die 
Produkte und Dienstleistungen, sehr 
wohl aber das in die Unternehmen 
– wie derzeit in den ADAC.

Dass Vertrauen schnell verspielt 
ist, zeigt auch das „Trust Barometer“ 
des weltweit größten Marktfor­

Nahezu geräuschlos wird dagegen 
hingenommen, dass 95 Prozent der 
rund 4,5 Millionen Haushalte, die 
eine Putzhilfe haben, diese nicht 
anmelden, sondern schwarz beschäf­
tigen.

Dennoch: Unternehmer, Mana­
ger und Politiker stehen zu Recht 
unter besonderer Beobachtung. 
Denn mit ihren relativ hohen Ein­
kommen, ihrer Macht und ihren 
Gestaltungsmöglichkeiten gehen 
auch eine größere Verantwortung 
und ein höherer Anspruch an die 
Integrität einher. Kompetenz und 
Haftung gehören nicht nur bei finan­
ziellen, sondern auch bei mora­
lischen Entscheidungen zusammen.

Und tatsächlich sind die Ansprü­
che an die Unternehmen heute grö­

Unternehmensethik. Spätestens seit der weltweiten Finanz- und Bankenkrise 
sind die Ansprüche der Gesellschaft an die Wirtschaft enorm gestiegen. Mit 
Argusaugen wird beobachtet, ob die Unternehmen nach moralisch vertretbaren 
Grundsätzen produzieren und handeln.

Mit Moral und Ethik ist das so 
eine Sache: In der besten aller Welten 
gelten bestimmte Regeln für alle, 
tatsächlich aber zeigt der Mensch 
lieber mit dem Finger auf andere. 
Ein Beispiel für diesen Widerspruch 
sind Smartphones: Als Konsu­
menten freuen wir uns, sie preisgüns­
tig kaufen und nutzen zu können. 
Wird aber über die inakzeptablen 
Bedingungen berichtet, unter denen 
die Arbeiter das für Smartphones 
unverzichtbare Erz Coltan abbauen 
(vgl. iwd 3/2014), werden die Unter­
nehmen an den Pranger gestellt. 
Gleichzeitig liegt das eigene ausran­
gierte Handy oft jahrelang in der 
Schublade oder wird einfach wegge­
worfen – statt es zum Recycling zu 
geben, damit das enthaltene Coltan 
wiederverwertet werden kann.

Diese Doppelzüngigkeit zeigt sich 
auch bei einem anderen Phänomen: 
Sobald herauskommt, dass ein pro­
minenter Zeitgenosse Steuern hin­
terzogen hat, ist die Empörung groß. 
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verankerten Werte entscheidend: 
Welche Schwerpunkte setzt das Un-
ternehmen, welche Werte haben Pri-
orität und was steht im Zentrum der 
Firmenphilosophie – kurzfristiger 
Profit oder langfristiger Erfolg?

Sind diese – eher theoretischen – 
Fragen beantwortet, folgt die prak-
tische Umsetzung. Sie besteht zum 
einen darin, Prozesse, Regeln, (Ar-
beits-)Verträge und Gehaltsstruk-
turen an die neue Philosophie anzu-
passen. Zum anderen muss sich aber 
auch die Haltung des Managements 
und der Mitarbeiter an den neuen 
Werten ausrichten. Dazu sind nicht 
zuletzt ein vorbildliches Verhalten 
der Führungskräfte sowie ein inten-
siver Dialog nötig.

Solch ein Prozess braucht vor 
allem zwei Dinge:

•	 erstens Zeit, weil Menschen alte 
Gewohnheiten nur langsam ablegen;

•	 zweitens Konsequenz. Wer sich 
partout nicht an die neuen Werte 
anpassen will, muss das Unterneh-
men verlassen.

Ansprüche berechtigt, aber die Un-
ternehmen tun gut daran, offen zu 
diskutieren und sorgfältig zu prüfen, 
welche Forderungen gerechtfertigt 
sind und welche nicht – auch, um 
damit staatlichen Reglementierun
gen zuvorzukommen.

Um gegebenenfalls einen Wandel 
der Firmenkultur einzuleiten und die 
internen Prozesse entsprechend an-
zupassen, brauchen die Unterneh-
men eine Strategie. In den wirt-
schafts- und unternehmensethischen 
Seminaren der Kölner IW Akademie 
bekommen die Teilnehmer deshalb 
eine Formel an die Hand:
 
(Wahrnehmen x Wissen x 
 Wollen)Werte = Wandel

Diese 5-W-Formel kann die Ver-
änderung der Unternehmenskultur 
natürlich nicht mathematisch lösen, 
aber sie bringt die Herausforde-
rungen auf den Punkt.

Zunächst muss ein Unternehmen 
realisieren, dass Veränderungen not-
wendig sind (Wahrnehmen). Dann 
geht es um die Fragen, was geändert 
werden muss und wie das gelingen 
kann (Wissen). Dazu braucht es ein 
Management, das stark genug ist, 
um die angestrebten Veränderungen 
umzusetzen und mögliche Wider-
stände zu überwinden (Wollen).

Für die Richtung des Wandels 
sind letztlich die in der Firmenkultur 

schungsinstituts Edelman. Nach der 
Lehman-Pleite 2008 trauten nur 
noch 32 Prozent der Bundesbürger 
den Unternehmen. Mittlerweile ist 
der Anteil zwar wieder auf 57 Pro-
zent gestiegen, gleichwohl kann die-
ser Durchschnittswert nicht zufrie-
denstellen – denn je nach Branche 
gibt es nach wie vor weit schlechtere 
Werte. Besonders groß ist das Miss-
trauen gegenüber den Banken:

Vertrauten den Banken im Jahr 
2008 noch 42 Prozent der Bundesbür-
ger, so sank die Quote bis 2012 auf 
26 Prozent.

Zwar ist auch dieser Wert im ver-
gangenen Jahr wieder auf 33 Prozent 
gestiegen, trotzdem finden sich die 
Banken zusammen mit den Finanz-
dienstleistern weiterhin mit ziemlich 
großem Abstand am Ende des Ran-
kings (Grafik).

Das schlechte Image der Geld-
branche spiegelt sich auch in der 
Wertschätzung der Berufe wider. 
Nur 37 Prozent der Bundesbürger 
halten Finanzanalysten für glaub-
würdig – schlechter schneiden nur 
noch Politiker ab (Grafik Seite 4).

Weil ein schlechter Ruf über kurz 
oder lang die Existenz gefährdet, 
müssen die Unternehmen diese Ver-
trauenskrise überwinden und sich 
besser auf die unterschiedlichen ge-
sellschaftlichen Gruppen einstellen. 
Selbstverständlich sind nicht alle 
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Quelle: Edelman Trust Barometer 2014 

Vertrauen: Eine Frage der Branche So viel Prozent der Bundesbürger vertrauten im Jahr 2013 diesen Branchen

 Verbrauchs-
güter

51
 Pharma-
zeutika

42
Energie

39
Banken

33
 Finanz-
 dienst-

leistungen

32
Technologie

72
 Automobil-

industrie

65
Essen und 

Trinken

58
Telekommu-

nikation

53
Medien

51

Information

IW-Positionen
Nr. 63

 Dominik H. Enste, Julia Wildner: 
 Mitverantwortung und Moral, 
Köln 2014, 54 Seiten, 11,80 Euro
Versandkostenfreie Bestellung unter:
www.iwmedien.de/bookshop

www.iw-akademie.de



Privatbanken den Einlagensiche-
rungsfonds, der im Insolvenzfall 
Guthaben von Sparern und anderen 
Bankkunden auf freiwilliger Basis 
über die gesetzliche Einlagenent-
schädigung hinaus bis zur Siche-
rungsgrenze der jeweiligen Bank 
absichert. Auch die Genossen-
schaftsbanken und die öffentlich-
rechtlichen Banken in Deutschland 
haben solche freiwilligen Siche-
rungssysteme etabliert (Tableau).

Zusätzlich zu den freiwilligen Si-
cherungssystemen haben Sparer in 
Deutschland seit 1998 einen gesetz-
lichen Entschädigungsanspruch durch 
das Einlagensicherungs- und Anla-
genentschädigungsgesetz im Umfang 
von 100.000 Euro je Kunde.

Die Volks- und Raiffeisenbanken 
sowie die Sparkassen sind von der 
gesetzlichen Einlagensicherung al-
lerdings befreit, weil sie jeweils in 
einem Haftungsverbund organisiert 
sind, der die Insolvenz einzelner In-
stitute ausschließt – dadurch sind 
alle Kundeneinlagen abgesichert.

Mitte Dezember 2013 haben sich 
nach langwierigen Verhandlungen 
auch die EU-Mitgliedsstaaten auf 
ein neues Regelwerk für Spareinla-
gen geeinigt: Demnach werden alle 

residiert, sind bereits geschlossen. In 
der Schalterhalle dagegen herrscht 
Hektik – die Angestellten der Bank 
sollen versucht haben zu retten, was 
zu retten war.

Weil 1974 die Einlagensicherung 
noch nicht so weit entwickelt war wie 
heute, zogen sich die Entschädigungen 
der Herstatt-Kunden zum Teil bis 
zum Jahr 2009 hin.

Heutzutage sind Bankkunden in 
Deutschland wesentlich besser ge-
schützt. Als Reaktion auf die größte 
deutsche Bankenpleite der Nach-
kriegszeit gründeten Deutschlands 

Einlagensicherung. Vor 40 Jahren wurde die Einlagensicherung in Deutschland 
reformiert – als Lehre aus der Herstatt-Insolvenz. Im Dezember 2013 einigten 
sich die EU-Staaten darauf, wie in der Europäischen Union künftig Bankgut-
haben abgesichert werden sollen. Weil das deutsche System jedoch einen 
größeren Schutz bietet als das der EU-Bankenunion, kann in der Bundesrepu-
blik alles beim Alten bleiben. 

Mit einer Pleite fing alles an

Als das Bundesaufsichtsamt für 
das Kreditwesen am Nachmittag des 
26. Juni 1974 dem Kölner Bankhaus 
Herstatt die Geschäftserlaubnis ent-
zieht, ist für rund 52.000 Bankkun-
den die gerade stattfindende Fuß-
ball-Weltmeisterschaft auf  einen 
Schlag nur noch Nebensache. Statt 
sich die Live-Übertragung des Spiels 
Deutschland gegen Jugoslawien an-
zusehen, eilt an diesem Mittwoch so 
manch aufgeschreckter Sparer zur 
Hauptniederlassung des Kölner 
Bankhauses. Doch die Türen der 
Privatbank, die unweit des Doms 
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Quellen: Entschädigungseinrichtung des Bundesverbandes Öffentlicher Banken Deutschlands e.V., 
Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH, Sicherungseinrichtung des Bundesverbandes 
der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR), Deutscher Sparkassen- und Giroverband, 
Einlagensicherungsfonds des Bundesverbandes Öffentlicher Banken Deutschlands e.V., Einlagen-
sicherungsfonds des Bundesverbandes deutscher Banken e.V.

Einlagensicherung: Wie Sparer geschützt sind
In Deutschland existieren mehrere Einlagensicherungssysteme nebeneinander, die die unterschied-
lichen Eigentümerstrukturen, Geschäftsmodelle und Risikostrukturen der Banken berücksichtigen

Gesetzliche 
Einlagen-
sicherung

Von der gesetzlichen 
Einlagensicherung befreit

• Entschädigen 
 100.000 Euro pro 
 Kunde und pro Bank
• Sparkassen-Finanz-
 gruppe ist befreit

Entschädigen
100.000 Euro pro 
Kunde und pro Bank

• Insolvenzschutz 
 der Mitgliedsinstitute 
 des BVR
• Risikoüberwachung, 
 frühzeitiges Eingreifen 

• Haftungsverbund 
 der Sparkassen-
 Finanzgruppe
• Insolvenzschutz 
 der Mitgliedsinstitute
• Gemeinsame Risiko-
 überwachung und 
 frühzeitiges Eingreifen

Keine, da die privaten 
Banken in Konkurrenz 
zueinander stehen

Keine, da Instituts-
sicherungssystem 
Einlagen indirekt 
versichert

• Mitglied sind z.B. 
 Förderbanken
• Freiwillige Leistung 
 ohne Rechtsanspruch

Freiwillige Leistung 
ohne Rechtsanspruch

Instituts-
sicherung

Freiwillige 
Einlagen-
sicherung

Genossenschafts-
banken

Öffentlich-rechtliche 
Banken

Private Banken
©

 F
ot

o:
 F

. W
. H

ol
ub

ov
sk

y

Besorgte Kunden vor dem Haupteingang des Kölner 
Bankhauses Herstatt im Juni 1974



zur Einlagensicherung muss bis 2024 
schrittweise umgesetzt werden. Die 
bewährten Institutssicherungssys­
teme der Sparkassen und der Volks- 
und Raiffeisenbanken bleiben aber 
erhalten.

ser Rechtsrahmen für die Einlagen­
sicherung gilt – neben der gemein­
samen Bankenaufsicht und den Re­
geln für die Bankenabwicklung – als 
dritte Säule der geplanten europä­
ischen Bankenunion. Die Richtlinie 

EU-Länder zum Aufbau eines nati­
onalen Fonds für die Sicherung von 
Sparguthaben verpflichtet, der bis zu 
100.000 Euro pro Kundeneinlage 
absichert und innerhalb von sieben 
Tagen zahlungsfähig sein muss. Die­
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Dieter Eschbach unterrichtete vor 
seiner Pensionierung angehende 
Bankkaufleute – auch bei Herstatt

Diplom-Handelslehrer Dieter Eschbach (74) unterrichtete 
neben seiner Tätigkeit als Berufsschullehrer zwischen 1972 
und 1974 auch die Auszubildenden der Kölner Privatbank 
Herstatt. Am 26. Juni 1974 musste die Bank auf Anordnung 
des Bundesaufsichtsamts für das Kreditwesen wegen gro
ßer Verluste im Devisengeschäft schließen. Eschbach trat 
als Zeuge im Prozess um die Herstatt-Pleite auf.

Herr Eschbach, wann haben Sie das erste Mal bemerkt, 
dass bei Herstatt irgendetwas aus dem Ruder lief? 
Das war Ende 1972, Anfang 1973: Da lenkte plötzlich ein Azubi 
aus der Devisenabteilung im Unterrichtsraum ein ferngesteu-
ertes Modellauto durch die Reihen. So ein Auto kostete damals 
4.500 DM! Nach der letzten Unterrichtsstunde sagte der junge 
Mann zu mir: ‚Das Auto können Sie mitnehmen, für Ihren Sohn.’ 
Das habe ich natürlich nicht angenommen. 
Wenig später hatten die Herstatt-Auszubildenden – namentlich 
die aus der Devisenabteilung – bereits so viel Geld, dass sich 
einige von ihnen einen Porsche leisteten. Auf meine Nachfra-
gen, woher denn das Geld käme, hieß es nur: ‚Ach, da müssen 
Sie nichts drum geben.’ 
Nach dem Zusammenbruch von Herstatt sind Sie wegen 
Steuerhinterziehung verklagt worden, weil Sie angeblich 
Devisentermingeschäfte getätigt und in Ihrer Steuerer-
klärung nicht angegeben haben. Haben Sie mitgezockt? 
Nein, ich hatte bei Herstatt lediglich ein Girokonto für die Ho-
norare, die mir die Bank für meine Lehrtätigkeit zahlte. Mein 
Name tauchte allerdings in einem Anleger-Pool der Luxem-
burger Herstatt-Niederlassung auf, der im Dezember 1973 ein 
Devisentermingeschäft getätigt hatte, das ein Jahr später fällig 
geworden wäre. 
Wie kam Ihr Name in den Pool? 
Das kann ich Ihnen nicht sagen, ich weiß es nicht. 

„Herstatt würde man heute wohl 
nicht mehr zumachen“

Wurden Sie verurteilt? 
Nein, nach langem Hin und Her stellte das Gericht fest, dass 
ich als Beamter gar keine Devisentermingeschäfte abschließen 
konnte, ich war nicht devisentermingeschäftsfähig. Außerdem 
kam man zu dem Schluss, dass Geschäfte, die erst nach der 
Pleite einer Bank hätten erfüllt werden müssen, nicht versteu-
ert zu werden brauchen. 
Wie lange hat sich das Ganze hingezogen? 
Das ging über drei, vier Jahre. Wann ein Devisentermingeschäft 
versteuert werden muss, wer überhaupt Devisentermingeschäfte 
tätigen darf und all diese Fragen waren zum Zeitpunkt der Her-
statt-Pleite juristisch nicht geklärt. Erst in den Jahren nach 1974 
gab es nach und nach Gesetze für den Devisenhandel. 
Könnte sich der Fall Herstatt heute noch mal wiederholen? 
Das Bankhaus Herstatt würde man heute wahrscheinlich nicht 
so ohne weiteres zumachen. Hätte man Herstatt damals nur 
ein halbes Jahr länger offen gelassen, wäre die Bank auch wie-
der liquide gewesen. Denn zwei Tage, bevor Herstatt Insolvenz 
anmelden musste, hatten drei Großbanken ihre Einlagen abge-
zogen, das hat Herstatt nicht verkraften können. 
Sie bedauern, dass Herstatt schließen musste, plädieren 
aber gleichzeitig dafür, dass Banken auch heute die volle 
Verantwortung für ihr Geschäftsgebaren tragen sollen … 
Warum soll heute keine Bank insolvent werden dürfen? Warum 
muss für jede Bankenrettung der Steuerzahler aufkommen?  
Als Herstatt geschlossen wurde, gab es im Bankensektor sehr 
viel weniger Regeln als heute. 1974 existierte nicht mal ein 
Regelwerk dafür, wie ein Kreditinstitut abzuwickeln ist. Auch 
deshalb hat sich der Herstatt-Vergleich bis 2009 hingezogen. 
Heute gibt es Regeln und ich bin absolut dafür, sie auch anzu-
wenden, wenn eine Bank überschuldet ist. 
Angenommen, Sie hätten 200.000 Euro übrig. Wie wür-
den Sie das Geld anlegen? 
Ich würde genau 100.000 Euro bei einer Bank anlegen und 
100.000 Euro bei einer zweiten Bank, aber keine 110.000 
Euro! Denn 100.000 Euro sind durch die gesetzliche Einlagen-
sicherung, die ja als Folge der Herstatt-Pleite erst geschaffen 
wurde, absolut sicher. Vor 40 Jahren kannte man in Deutsch-
land ja nur den Feuerwehrfonds, der Einlagen bis 20.000 DM 
absicherte.



Durch Gespräche zur Prämie

Zielvereinbarungen. In 40 Prozent 
aller deutschen Unternehmen setzen 
sich Führungskraft und Mitarbeiter 
mindestens einmal im Jahr zusammen, 
um Ziele zu vereinbaren. Werden diese 
erreicht, zahlt sich das für den Mitar-
beiter oft in barer Münze aus.

Zielvereinbarungen sind Ge-
spräche zwischen Chef und Mitar-
beiter, in denen beide Seiten ihre 
Erwartungen und Ansprüche abglei-
chen. Mit diesem Instrument der 
Personalführung werden Aufgaben 
priorisiert, es wird Wichtiges von 
weniger Wichtigem unterschieden.

Allerdings bereitet es immer wie-
der Schwierigkeiten, Ziele angemes-
sen zu definieren. Denn diese sollten 
hinreichend konkret, verbindlich, 
messbar und vom Mitarbeiter beein-
flussbar sein. Außerdem muss es 
Anreize geben, damit ein Mitarbei-
ter motiviert ist, seine Ziele zu errei-
chen, ohne dabei Routinearbeiten zu 
vernachlässigen.

In Deutschland nutzen vor allem 
große Unternehmen Zielvereinba-
rungen zur Mitarbeiterführung, klei-
nere hinken noch hinterher (Grafik). 
Dabei ist der Anteil der Mitarbeiter, 
deren Leistung auf diese Weise re-
gelmäßig durch den Vorgesetzten 
bewertet wird, von 32 Prozent im 
Jahr 2004 auf 39 Prozent im Jahr 
2011 gestiegen.

In zwei von drei Fällen dient die 
Leistungsbewertung als Grundlage 
für Zulagen, Prämien oder Beförde-
rungen.

Das Konzept der Zielvereinba-
rungen ruft jedoch auch Kritik her-
vor. Problematisch sind insbesonde-
re rein quantitative Vorgaben. In 
Sparkassen und Banken etwa sehen 
Mitarbeiter und Kunden die Bewer-
tung der Anlageberater nach der 
Zahl der Vertragsabschlüsse glei-
chermaßen kritisch. Steht nur die 
Quantität und nicht die Qualität der 

Beratung im Vordergrund, leidet die 
Kundenzufriedenheit. Nicht zuletzt 
deshalb sinkt seit Jahren das Ver-
trauen der Anleger in die Banken 
und ihre Beratung (vgl. Seite 4-5).

Zusätzlich zur objektiven Leis
tung spielen daher auch subjektive 
Kriterien eine wichtige Rolle. Da-
durch lassen Vorgesetzte in die Be-
urteilung auch sogenannte weiche 
Faktoren einfließen, zum Beispiel 
das Verhalten gegenüber Kunden.

Generell können Unternehmen 
mit einem transparenten und ziel
orientierten Leistungsmanagement 
ihre Mitarbeiter besser binden und 
motivieren als andere Firmen. Ak-
zeptiert wird das Verfahren vor 
allem dann, wenn die Ziele die Fir-
menstrategie widerspiegeln und 
gleichzeitig der individuellen Situa-
tion der Mitarbeiter gerecht werden.
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Befragung von 2.168 Unternehmen; Quelle: IW-Personalpanel

Zielvereinbarungen: Vielfach gängige Praxis
So viel Prozent der Unternehmen         nutzten im Winter 2011/2012 Zielvereinbarungen 
zur Mitarbeiterführung

Insgesamt

Unternehmen mit 
bis zu 49 Mitarbeitern

Unternehmen mit 
50 bis 249 Mitarbeitern

Unternehmen mit 
250 Mitarbeitern oder mehr

planten dies für 2012

41,8

40,7

65,8

78,0

12,6

12,7

11,0

6,5


